
An das  
Bundesministerium für Gesundheit 
Radetzkystraße 2 
1031 Wien 
 
Per E-Mail:  martin.tatscher@bmg.gv.at  
  begutachtungsverfahren@parlament.gv.at  
 

Wien, am 31. März 2011 
Zl. B,K-531/0240311/HA 

GZ: BMG-92601/0001-II/A/4/2011 
 
Betreff: KAKuG-Novelle 

 
Sehr geehrte Damen und Herren! 
 
Der Österreichische Gemeindebund erlaubt sich mitzuteilen, dass zu obig angeführtem 

Gesetzesentwurf folgende Stellungnahme abgegeben wird:  

 

Gegen die beabsichtigen Gesetzesänderungen werden, abgesehen von den  

Opferschutzgruppen, keine Einwände erhoben.  

Hinsichtlich der Opferschutzgruppen (§ 8e) bestehen zum Einen verfassungsrechtliche 

Bedenken dahingehend, ob der Regelungsgegenstand noch durch Art. 12 Abs. 1 Z 1 B-

VG gedeckt ist und ob die Länder daher über eine grundsatzgesetzliche Bestimmung dazu 

verpflichtet werden können, eine den Vorgaben des Bundes entsprechende 

Ausführungsregelung zu erlassen.  

Außerdem wird der Standpunkt vertreten, dass der beabsichtigte Regelungszweck (§ 8e 

Abs. 4) dem Strafrechtswesen zuzuordnen ist, und ihm schon derzeit durch entsprechende 

Anzeigeverpflichtungen für die in Betracht kommenden Berufsgruppen entsprochen wird.  

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
Für den Österreichischen Gemeindebund: 

 
Der Generalsekretär: Der Präsident: 

  
Hink e.h. Mödlhammer e.h. 

 
Dr. Robert Hink Bgm. Helmut Mödlhammer 

 
 
Ergeht zK an: 
Alle Landesverbände 
Die Mitglieder des Präsidiums 
Büro Brüssel 
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